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Leitsätze

1. Einer Klage auf Verp�ichtung zur Erteilung einer Baugenehmigung für eine
Spielhalle fehlt das Rechtsschutzbedürfnis, wenn für den Betrieb der Spiel-
halle die Erteilung einer Erlaubnis nach dem bad.-württ. Landesglückspielgesetz
(LGlüG) nicht in Betracht kommt (hier: Fehlender Mindestabstand von 500 m
zu einer anderen Spielhalle sowie zu Einrichtungen zum Aufenthalt von Kindern
und Jugendlichen >).

2. Die Klage auf Verp�ichtung zur Erteilung einer Baugenehmigung für eine
Spielhalle hat sich in der Hauptsache mit Inkrafttreten des bad.-württ. Lan-
desglückspielgesetzes am 29.11.2012 erledigt, wenn die Voraussetzungen für die
Erteilung einer Erlaubnis nach diesem Gesetz nicht vorliegen.

Tenor

Die Klage wird abgewiesen.1

Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens einschlieÿlich der auÿergerichtlichen2
Kosten der Beigeladenen.

Tatbestand

Der Kläger beantragte mit Antrag vom 22.07.2009 die Erteilung einer Bau-3
genehmigung zur Änderung der Nutzung eines bisher als Laden genutzten Teils
im nordöstlichen Bereich des Erdgeschosses des Gebäudes ..., in eine Spielhalle.
Nach der Darstellung in der Bauzeichnung des Erdgeschosses vom 24.02.2010

∗http://openjur.de/u/608508.html (= openJur 2013, 15374)
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beträgt die Fläche für die Spielhalle mit neun Spielautomaten und drei Inter-
netplätzen 113,67 m sowie der räumlich hiervon nicht getrennte Aufsichts- und
Thekenbereich 8,38 m. Das Grundstück ... liegt im Geltungsbereich des Be-
bauungsplans �...platz� vom 27.03.1979 (mit erster Änderung v. 14.04.1981),
der als Art der bauliche Nutzung ein Mischgebiet festsetzt. Die Beigeladene
teilte mit Schreiben vom 24.09.2009 dem Landratsamt ... mit, der Ausschuss für
Umwelt und Technik des Gemeinderats der Beigeladenen habe in seiner Sitzung
am 22.09.2009 das erforderliche Einvernehmen für eventuelle Befreiungen nicht
erteilt.

Der Gemeinderat der Beigeladenen fasste am 16.03.2010 den Beschluss zur Än-4
derung des Bebauungsplans �...platz - 1. Änderung� im vereinfachten Verfahren
nach �13 BauGB mit dem Ziel des Ausschlusses von Vergnügungsstätten (Be-
bauungsplan �...platz - 2. Änderung�); zugleich beschloss der Gemeinderat eine
Veränderungssperre für das Gebiet des Bebauungsplans �...platz - 2. Änderung�.
Am 21.09.2010 beschloss der Gemeinderat der Beigeladenen den Bebauungsplan
�...platz - 2. Änderung� als Satzung. Nach den textlichen Festsetzungen sind
Vergnügungsstätten nicht zulässig (A 2.), und die Grund�ächenzahl darf durch
die in �19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO genannten Anlagen bis zu einer Grund�ächen-
zahl von 1,0 überschritten werden (A 3.).

Bereits mit Schriftsatz seines Prozessbevollmächtigten vom 19.07.2010 beantragte5
der Kläger hilfsweise die Erteilung einer Baugenehmigung für eine um 15 m auf
98,97 m reduzierte Spielhalle. Hierzu führte er aus, die Verringerung der Gröÿe
ergebe sich durch die Verschiebung der westlich zu errichtenden Innenwand um
1,5 m nach Osten. Er legte eine Bauzeichnung des Erdgeschosses vom 15.07.2010
vor, in der die Spielhalle mit acht Spielautomaten und drei Internetplätzen mit
der Maÿangabe 98,97 m dargestellt ist; wiederum räumlich hiervon nicht getren-
nt ist der Aufsichts- und Thekenbereich mit 8,38 m ausgewiesen. Ferner führte
der Kläger aus, die Änderung des Bebauungsplans �...platz -1. Änderung� im
vereinfachten Verfahren sei unzulässig; da sich die Arten der zulässigen Nutzung
reduzierten, seien Grundzüge der Planung berührt. Die Änderung des Bebau-
ungsplans sei auch nicht erforderlich.

Am 17.11.2010 hat der Kläger Untätigkeitsklage mit dem Ziel der Verp�ich-6
tung des Beklagten zur Erteilung der beantragten Baugenehmigung für die
Spielhalle erhoben. Das Landratsamt ... hat mit Bescheid vom 23.11.2010 den
Bauantrag abgelehnt und zur Begründung ausgeführt, nach der am 01.10.2010 in
Kraft getretenen zweiten Änderung des Bebauungsplans �...platz� seien Vergnü-
gungsstätten nicht zulässig. Eine Befreiung von dieser Festsetzung des Bebau-
ungsplans komme nicht in Betracht; es würden Grundzüge der Planung berührt
werden. Über den hiergegen mit Schriftsatz des Prozessbevollmächtigten des
Klägers vom 01.12.2010 erhobenen Widerspruch ist bisher nicht entschieden
worden. Zur Begründung der Klage hat der Kläger sein bisheriges Vorbrin-
gen wiederholt und teilweise vertieft. Ergänzend führt er aus, der Bebauungs-
plan �...platz - 2. Änderung� sei auch wegen des fehlenden Umweltberichtes
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ungültig. Ferner sei der Plan abwägungsfehlerhaft. Für den Ausschluss von
Vergnügungsstätten lägen keine städtebaulichen Gründe vor. Schlieÿlich sei die
Regelung in A) 3. der textlichen Festsetzung nicht hinreichend bestimmt. We-
gen weiterer Einzelheiten wird auf die Klagebegründung in den Schriftsätzen des
Prozessbevollmächtigten des Klägers vom 17.11.2010 und 30.09.2011 verwiesen.

Der Kläger beantragt,7

den Bescheid des Landratsamts ... vom 23.11.2010 aufzuheben und den Beklagten8
zu verp�ichten, ihm auf seinen Bauantrag vom 22.07.2009 die Baugenehmi-
gung zur Änderung der Nutzung des nordöstlichen Teils des Erdgeschosses des
Gebäudes ..., als Spielhalle mit einer Grund�äche von 113,67 m zu genehmi-
gen;hilfsweise mit einer Grund�äche von 98,97 m zu genehmigen;hilfshilfsweise
festzustellen, dass der Beklagte bis zum Inkrafttreten des Landesglücksspielge-
setzes verp�ichtet gewesen ist, auf den Bauantrag vom 22.07.2009 die Bau-
genehmigung zur Änderung der Nutzung des nordöstlichen Teils des Erdgeschoss-
es des Gebäudes ..., als Spielhalle mit einer Grund�äche von 113,67 m zu
genehmigen, hilfsweise mit einer Grund�äche von 98,97 m zu genehmigen.

Der Beklagte beantragt,9

die Klage abzuweisen.10

Zur Begründung führt er aus, der Kläger habe keinen Anspruch auf Erteilung11
einer Baugenehmigung für eine Spielhalle, weder mit einer Grund�äche von
113,67 m, noch mit einer Grund�äche von 98,97 m. Diesem Vorhaben stehe der
rechtsgültige Bebauungsplan �...platz - 2. Änderung� der Beigeladenen entgegen,
der Vergnügungsstätten ausschlieÿe. Wegen weiterer Einzelheiten wird auf die
Klageerwiderung in den Schriftsätzen des Landratsamts ... vom 25.02.2011 und
07.12.2012 verwiesen.

Die Beigeladene beantragt,12

die Klage abzuweisen.13

Zur Begründung führt sie aus, für das mit dem Hauptantrag verfolgte Verp�ich-14
tungsbegehren zur Erteilung der Baugenehmigung fehle nach Inkrafttreten des
Landesglücksspielgesetzes das Rechtsschutzbedürfnis. Der beantragten Spiel-
halle könne für den Betrieb nicht die erforderliche Erlaubnis nach diesem Gesetz
erteilt werden. Der Hauptantrag sowie das hilfsweise verfolgte Fortsetzungsfest-
stellungsbegehren seien jedenfalls unbegründet. In dem Bebauungsplan �...platz
- 2. Änderung� seien Vergnügungsstätten wirksam ausgeschlossen worden. We-
gen weiterer Einzelheiten wird auf den Schriftsatz des Prozessbevollmächtigten
der Beigeladenen vom 04.12.2012 verwiesen.

Die Kammer hat den Rechtsstreit mit Beschluss vom 05.11.2012 dem Einzel-15
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richter zur Entscheidung übertragen.

In der mündlichen Verhandlung hat der Prozessbevollmächtigte der Beigelade-16
nen eine Flurkarte im Maÿstab 1:5000 übergeben, in der die Standorte der im
Stadtgebiet der Beigeladenen bereits vorhandenen beiden Spielhallen in der ...-
und der ...straÿe sowie das Jugendhaus in der ...straÿe und die Schule in der
...- und ...straÿe markiert sind. Jeweils ausgehend von den Standorten der bei-
den Spielhallen sowie des Jugendhauses und der Schule sind Kreise in unter-
schiedlichen Farben mit je einem Radius von 500 m dargestellt (Spielhalle in
der ...straÿe: roter Kreis; Spielhalle in der ...straÿe: grüner Kreis; Jugendhaus:
blauer Kreis; Schule: gelber Kreis).

Die einschlägigen Akten des Landratsamts ... liegen vor. Die Verfahrensakten17
zu den Bebauungsplänen �...platz�, �...platz - 1. Änderung� sowie �...platz - 2.
Änderung� sind beigezogen worden.

Gründe

Der Einzelrichter entscheidet aufgrund des Beschlusses vom 05.11.2012 (�6 Abs.18
1 VwGO).

Die Verp�ichtungsklage (Hauptantrag und erster Hilfsantrag) ist unzulässig (1.).19
Die Fortsetzungsfeststellungsklage (zweiter Hilfsantrag) ist zulässig (2.a)), aber
nicht begründet (2. b)).

b) Die sonach zulässige Fortsetzungsfeststellungsklage ist aber nicht begrün-20
det. Der Beklagte ist bis zum Inkrafttreten des Landesglücksspielgesetzes am
29.11.2012 nicht verp�ichtet gewesen, dem Kläger auf dessen Bauantrag vom
22.07.2009 die Baugenehmigung zur Änderung der Nutzung des nordöstlichen
Teils des Erdgeschosses des Gebäudes ..., als Spielhalle mit einer Grund�äche von
113,67 m oder hilfsweise mit einer Grund�äche von 98,97 m zu genehmigen. Eine
Baugenehmigung ist zu erteilen, wenn dem genehmigungsp�ichtigen Vorhaben
keine von der Baurechtsbehörde zu prüfenden ö�entlich-rechtlichen Vorschriften
entgegenstehen (�58 Abs. 1 Satz 1 LBO). Dies traf hier bis zum Inkrafttreten des
Landesglücksspielgesetzes nicht zu. Dem Vorhaben des Klägers standen bis zu
diesem Zeitpunkt Vorschriften des Bauplanungsrechts entgegen. Das Baugrund-
stück ..., liegt im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans �...platz - 2.
Änderung� in der Fassung vom 21.09.2010. Die zweite Änderung des Bebau-
ungsplans �...platz�, der seit seiner ursprünglichen Fassung vom 27.03.1979 als
Art der baulichen Nutzung ein Mischgebiet festsetzt, wurde mit Beschluss des
Gemeinderats der Beigeladenen vom 21.09.2010 bezüglich der Art der baulichen
Nutzung im vereinfachten Verfahren nach �13 BauGB lediglich dahingehend
geändert, dass Vergnügungsstätten nicht zulässig sind. Die vom Kläger gerügten
Mängel der Änderung des Bebauungsplans liegen nicht vor.
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aa) Die getro�ene Änderung im vereinfachten Verfahren (�13 BauGB) war zuläs-21
sig. Voraussetzung hierfür ist, dass die Änderung Grundzüge der Planung nicht
berührt (�13 Abs. 1 BauGB). Dies ist hier der Fall. Der Bebauungsplan �...platz�
in der ursprünglichen Fassung vom 27.03.1979 wurde auf der Grundlage der
Baunutzungsverordnung vom 15.09.1977 - BauNVO 1977 - (BGBl. I S. 1763)
erlassen und setzt als Art der baulichen Nutzung ein Mischgebiet fest. Mischge-
biete dienen dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die
das Wohnen nicht wesentlich stören (�6 Abs. 1 BauNVO 1977). Nach �6 Abs. 2
BauNVO 1977 sind zulässig: Wohngebäude (Nr. 1), Geschäfts- und Bürogebäude
(Nr. 2), Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe
des Beherbergungsgewerbes (Nr. 3), sonstige Gewerbebetriebe (Nr. 4), Anla-
gen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche
und sportliche Zwecke (Nr. 5), Gartenbaubetriebe (Nr. 6) und Tankstellen (Nr.
7). Die BauNVO 1977 regelt nicht ausdrücklich die Zulassung von Vergnü-
gungsstätten; sie werden vom Begri� der sonstigen Gewerbebetriebe mit umfasst
(vgl. Worms, Spielhallen in Gewerbe- und Industriegebieten nach der BauN-
VO 1977 und heute, NVwZ 2012, 280). Vergnügungsstätten werden erst in der
Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 23.01.1990 - BauNVO 1990 - (BG-
Bl. I S. 132) ausdrücklich genannt (��4 a Abs. 3 Nr. 2, 5 Abs. 3, 6 Abs. 2 Nr.
8, 7 Abs. 2 Nr. 2 und 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO 1990). Vergnügungsstätten als
sonstige Gewerbebetriebe im Sinne der BauNVO 1977 umfassen daher nur einen
Teil sonstiger Gewerbebetriebe. Sonstige Gewerbebetriebe in einem Mischgebiet
stehen ihrerseits neben den ausdrücklich genannten anderen Gewerbebetrieben
nach �6 Abs. 2 Nrn. 2, 3, 6 und 7 BauNVO 1977. Gemessen an der gesamten
Bandbreite der bisher nach dem Bebauungsplan �...platz� und �...platz - 1. Än-
derung� auf der Grundlage des �6 Abs. 2 BauNVO 1977 zulässigen Gewerbebe-
triebe handelt es sich bei Vergnügungsstätten nur um einen deutlich untergeord-
neten Teil des gesamten denkbaren Spektrums von Gewerbebetrieben. Der Auss-
chluss von Vergnügungsstätten führt daher nur zu einer geringfügigen Änderung
der Art der baulichen Nutzung. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts gehören Festsetzungen über die Art der baulichen Nutzung nicht
stets oder zumindest in der Regel zu den Grundzügen der Planung (Beschl. v.
15.03.2000 - 4 B 18/00 -, NVwZ-RR 2000, 759; Urt. v. 29.01.2009 - 4 C 16/07
-, BRS 74 Nr. 2). Leitbild für die Festsetzung eines Mischgebiets im Bebau-
ungsplan �...platz� seit der ersten Änderung ist die zentrale Lage im Stadtgebiet
der Beigeladenen. Der ...platz hat die Bedeutung eines beruhigten kommunalen
Zentrums; die gewerbliche Entwicklung sollte auf die Möglichkeit der Konzen-
tration kleinerer und mittlerer Läden zugeschnitten sein (vgl. Begründung zur
ersten Änderung des Bebauungsplans v. 09.12.1980/03.02.1981). Dieser planer-
ische Wille für die damalige Festsetzung eines Mischgebiets wird durch den
Ausschluss von Vergnügungsstätten nicht verändert; die planerische Grundlage
bleibt uneingeschränkt erhalten. Der Ausschluss von Vergnügungsstätten hat
des Weiteren keine umwelterheblichen Auswirkungen, so dass insoweit das vere-
infachte Verfahren auch unter der gemeinschaftsrechtlich gebotenen Umweltprü-
fung, worauf das Europarechtsanpassungsgesetz Bau vom 24.06.2004 (BGBl. I
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S. 1359) beruht, zulässig war (vgl. BVerwG, Urt. v. 04.08.2009 - 4 CN 4/08
-, BVerwGE 134, 264) und es einer Umweltprüfung samt Umweltbericht nicht
bedurfte (�13 Abs. 3 Satz 1 BauGB).

bb) Die zweite Änderung des Bebauungsplans scheitert auch nicht an der Er-22
forderlichkeit im Sinne des �1 Abs. 3 Satz 1 BauGB. Danach haben die Gemein-
den die Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche
Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Dies tri�t hier zu. Entgegen der Auf-
fassung des Klägers handelt es sich nicht um eine sogenannte Negativplanung.
Aus der Begründung der Beigeladenen vom 16.03.2010 zur zweiten Änderung
des Bebauungsplans ergibt sich wiederum die Bedeutung des ... Platzes als
eines beruhigten kommunalen Zentrums. Im Vordergrund des Ausschlusses von
Vergnügungsstätten steht die Sicherung der Flächen im maÿgebenden Bebau-
ungsplan für eine Einzelhandelsnutzung. Eine Gemeinde darf mit der Bauleit-
planung grundsätzlich auch städtebauliche Ziele verfolgen, die mehr auf Be-
wahrung als auf Veränderung der vorhandenen Situation abzielen. Festsetzun-
gen in einem Bebauungsplan sind nur dann als Negativplanung unzulässig,
wenn sie nicht dem planerischen Willen der Gemeinde entsprechen, sondern
nur vorgeschoben sind, um eine andere Nutzung zu verhindern (vgl. BVerwG,
Beschl. v. 15.03.2012 - 4 BN 9/12 -, BauR 2012, 1067). Hiervon ist nicht auszuge-
hen. Die Beigeladene hat das Baugesuch des Klägers vor dem Hintergrund der
seit Jahren festzustellenden Zunahme von Spielhallen in Deutschland (vgl. u.
a.: Guckelberger, Die verschiedenen, insbesondere baurechtlichen Instrumente
zur Steuerung des Spielhallenangebots, GewArch 2011, 177, 231; Kraus, Spiel-
hallen im Bauplanungsrecht - Steuerungsmöglichkeiten in Bezug auf die An-
siedlung von Spielhallen, UPR 2011, 288; Otto, Die Zulassung von Spielhallen:
Planungsrecht vs. Spielhallenrecht, DVBl 2011, 1330; Reeckmann, Die Spielhal-
lengesetzgebung der Länder - Chaos oder Gleichklang?, ZfWG 2012, 255; Stüh-
ler, Alte Probleme im neuen Gewand - das Bauplanungsrecht und die Genehmi-
gung von Mehrfachspielhallen, BauR 2009, 54; ders., Zur planungsrechtlichen
Zu- und Unzulässigkeit von Mehrfachspielhallen - Antwort an die Kritiker, BauR
2011, 54; Antrag von Bundestagsabgeordneten sowie der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, BT-Drs. 17/4201,) zum Anlass für die Änderung des Bebau-
ungsplans �...platz - 1. Änderung� genommen. Nicht selten wird eine konkrete
Planungsabsicht erst dadurch ausgelöst, dass Bauanträge für Flächen gestellt
werden, die eine Gemeinde nicht in der beantragten Weise nutzen lassen möchte.
Ihr ist es dann nicht verwehrt, auf derartige Bauanträge mit der Aufstellung
eines neuen oder der Änderung eines bestehenden Bebauungsplans zu reagieren,
die dem fraglichen Vorhaben die rechtliche Grundlage entzieht (vgl. BVerwG,
Beschl. v. 18.12.1990 - 4 NB 8/90 -, NVwZ 1991, 875; OVG Hamburg, Urt.
v. 12.12.2007 - 2 E 4/04.N -, BRS 73 Nr. 25). Der Ausschluss von Vergnü-
gungsstätten im Bereich des Bebauungsplanes �...platz� entspricht ausdrücklich
dem Planungswillen der Beigeladenen; eine unzulässige Negativplanung liegt fol-
glich nicht vor.

cc) Die zweite Änderung des Bebauungsplans �...platz� ist auch nicht abwä-23
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gungsfehlerhaft. Das Abwägungsgebot nach �1 Abs. 7 BauGB ist nicht in einer
im Rahmen von �214 BauGB beachtlichen Weise verletzt worden. Das Gebot
gerechter Abwägung ist verletzt, wenn eine sachgerechte Abwägung überhaupt
nicht stattfand - Abwägungsausfall -, wenn in die Abwägung an Belangen nicht
eingestellt wurde, was nach Lage der Dinge in sie eingestellt werden muss - Ab-
wägungsde�zit -, wenn die Bedeutung der betro�enen Belange verkannt wurde
- Abwägungsfehlgewichtung - oder wenn der Ausgleich zwischen den von der
Planung berührten ö�entlichen Belangen in einer Weise vorgenommen wurde,
der zur objektiven Gewichtigkeit einzelner Belange auÿer Verhältnis steht - Ab-
wägungsdisproportionalität (vgl. BVerwG, Urt. v. 12.12.1969 - IV C 105/66 -,
BVerwGE 34, 301, 309). Dies ist hier nicht der Fall. Die Beigeladene hat zutr-
e�end erkannt, dass nach �1 Abs. 5 BauNVO im Bebauungsplan festgesetzt
werden kann, dass bestimmte Arten von Nutzungen, die nach den ��2, 4 bis 9
und 13 BauNVO allgemein zulässig sind, nicht zulässig sind, soweit die allge-
meine Zweckbestimmung des Baugebiets gewahrt bleibt. In der Rechtsprechung
ist seit langem anerkannt, dass Vergnügungsstätten in Kern- oder Mischgebi-
eten ausgeschlossen werden können, sofern die allgemeine Zweckbestimmung
des Baugebiets gewahrt bleibt (vgl. BVerwG, Urt. v. 22.05.1987 - 4 N 4/86 -,
BVerwGE 77, 308; VGH Bad.-Württ., Urt. v. 03.03.2005 - 1524/04 -, NVwZ-
RR 2006, 170; VG Augsburg, Urt. v. 12.11.2003 - Au 5 K 01.1573 -, juris). Die
Beigeladene hat nicht verkannt, dass der Ausschluss von Vergnügungsstätten
einer städtebaulichen Rechtfertigung bedarf. Die entsprechenden Gründe hierfür
sind in der Begründung der Beigeladenen vom 16.03.2010 zur zweiten Änderung
des Bebauungsplans �...platz� schlüssig dargelegt. Der Befürchtung �einer schle-
ichenden Veränderung des Gebietes hin zu einem Zentrum für Vergnügungsstät-
ten� liegt die tragfähige Erwägung der mit einer Niveauabsenkung verbundenen
Strukturveränderung des Gebiets zu Grunde. Es entspricht einem allgemeinen
städtebaulichen Erfahrungssatz, dass sich Vergnügungsstätten negativ auf ihre
Umgebung auswirken können (sog. trading-down-E�ekt); solche Auswirkungen
können bereits von wenigen oder gar nur von einer Vergnügungsstätte ausgehen
(vgl. BVerwG, Beschl. v. 04.09.2008 - 4 BN 9/08 -, BRS 73 Nr. 26). Auf der
Grundlage dieses Erfahrungssatzes musste die Beigeladene entgegen der Auf-
fassung des Klägers weder einen örtlichen oder gar überörtlichen Bedarf für
Spielhallen ermitteln noch Ermittlungen zur befürchteten Niveauabsenkung in
die Wege leiten. Ein auf das gesamte Stadtgebiet der Beigeladenen sich erstreck-
endes Vergnügungsstätten-Konzept bedurfte es deshalb im Rahmen des Abwä-
gungsgebots nicht.

dd) Die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans �...platz - 2. Änderung�24
sind schlieÿlich auch hinreichend bestimmt. Der Kläger rügt die Regelung zur
Grund�ächenzahl in A) 3.; die Regelung lautet : �Gemäÿ �19 Abs. 4 Satz 3
BauNVO darf die zulässige Grund�äche durch die Grund�ächen der in Satz 1
bezeichneten Anlagen bis zu einer GRZ von 1,0 überschritten werden.� Mit dem
Satzteil �in Satz 1 bezeichneten Anlagen� wird nicht, wie der Kläger meint, auf
einen Satz 1 der unter A) erlassenen textlichen Festsetzungen des Bebauungs-
plans Bezug genommen, sondern auf den Satz 1 des �19 Abs. 4 BauNVO, der
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bestimmte bauliche Anlagen bezeichnet, die bei der Ermittlung der Grund�äche
mitzurechnen sind.

Die Kostenentscheidung folgt aus den ��154 Abs. 1 und Abs. 3, 162 Abs. 325
VwGO. Da die Beigeladene einen Antrag gestellt und damit ein Kostenrisiko
eingegangen ist (�154 Abs. 3 VwGO), ist es billig, dass der Kläger auch die
auÿergerichtlichen Kosten der Beigeladenen trägt.

Es besteht keine Veranlassung, die Berufung zuzulassen (��124 a Abs. 1 Satz 1,26
124 Abs. 2 Nrn. 3 und 4 VwGO).
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